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Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und 
Straßenverkehr vom 17.06.2014
- Aktenzeichen 03280143951/sv

gegen:

  Herrn
  Marian-Julian Tanase
  P. L. Da Palestrina 21
  I-36100 VICENZA

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.

Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0115 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 15.07.2014
Im Auftrag
E r k e n s

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 797
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Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Öffentliche Zustellung 

Gegen Herrn Raymond Vermeulen, letzte bekannte 
Anschrift: Wagenaak1, 0000AA Wessem NL, jetzi-
ger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 16.06.2014 ein 
 Bescheid des Landrats des Kreises Viersen, 
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr, 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen, 
 Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/boe, 
ergangen.

Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV 
NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt.

Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfol-
gen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers  
nicht festgestellt werden kann.

Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit 
von 09:00 Uhr bis 16:00 Uhr eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in
 41747 Viersen
 Rathausmarkt 3
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen
 Zimmer 0125.

Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind.

Viersen, den 16.07.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
Im Auftrag

gez. Thoma-Wankum

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 798

Öffentliche Zustellung 

Für Herrn Jan Egbert Hovenkamp, letzte bekann-
te Anschrift: 1218 XX Hilversum NL, Meklmeent 28  
jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 16.06.2014 
ein 

 Schreiben des Landrats des Kreises Viersen, 
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr, 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen, 
 Aktenzeichen: 32/5 – 3643 st , 
ergangen.

Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV 
NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt.

Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfol-
gen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht festgestellt werden kann.

Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit 
von 07:30 Uhr bis 11:30 Uhr sowie montags und 
mittwochs in der Zeit von 13:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
eingesehen und in Empfang genommen werden auf 
meiner Dienststelle in
 41747 Viersen
 Rathausmarkt 3
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen
 Zimmer 0128.

Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind.

Viersen, 16.07.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
Im Auftrag

gez. Thoma-Wankum

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 798

Öffentliche Zustellung 

Für Patrick Van den Borden, letzte bekannte An-
schrift: 6861 ZL Osterbeek NL,  Taludweg 21 jetziger 
Aufenthaltsort unbekannt, ist am 16.06.2014 ein 
 Schreiben des Landrats des Kreises Viersen, 
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr, 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen, 
 Aktenzeichen: 32/5 – 3643 st , 
ergangen.

Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
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zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV 
NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt.

Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfol-
gen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht festgestellt werden kann.

Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit 
von 07:30 Uhr bis 11:30 Uhr sowie montags und 
mittwochs in der Zeit von 13:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
eingesehen und in Empfang genommen werden auf 
meiner Dienststelle in
41747 Viersen
Rathausmarkt 3
Amt für Ordnung und Straßenverkehr 
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen
Zimmer 0128.

Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind.

Viersen, 16.07.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
Im Auftrag

gez. Thoma-Wankum

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 798

Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung 

Gegen Arkadiusz Zbigniew Bieganski, letzte be-
kannte Anschrift:  41751 Viersen, Zeppelinstraße 8, 
jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am  16.07.2014 
ein 
 Bescheid des Landrats des Kreises Viersen, 
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr, 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen, 
 Aktenzeichen: 32/5 – 36 42/ro, 
ergangen.

Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV 
NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt.

Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfol-

gen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers  
nicht festgestellt werden kann.

Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit 
von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr oder nach vorheriger 
Vereinbarung eingesehen und in Empfang genom-
men werden auf meiner Dienststelle in
 41747 Viersen
 Rathausmarkt 3
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen
 Zimmer 0131.

Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind.

Viersen, 16.07.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
Im Auftrag

gez. Thoma-Wankum

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 799

Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Namensänderungs-
bescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Namensänderungsbescheid des Amtes für Ord-
nung und Straßenverkehr
vom 15.07.2014 – Aktenzeichen 32/1 33 63-

 Herrn 
 Nenad Demirovic
 letzte bekannte Anschrift:
 Schmaxbruch 42 a
 41344 Nettetal
 jetziger Aufenthaltsort unbekannt

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person po-
stalisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.

Der Namensänderungsbescheid liegt beim Kreis 
Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 1135 für den 
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Empfänger offen und kann dort vom Empfänger ein-
gesehen werden.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt. Gegen diesen Bescheid 
kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Kla-
ge beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 
39, 40213 Düsseldorf, oder Postfach 20 08 60, 40105 
Düsseldorf, erhoben werden. Die Klage ist schriftlich 
beim Verwaltungsgericht einzureichen oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, 
Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, zu erklären.

Die Klage kann nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (ERV-
VO VG/FG) vom 07.11.2012 (GV.NRW S. 548) auch 
in elektronischer Form eingereicht werden.

Viersen, den 15.07.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
Im Auftrag
gez. Muth

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 799

2. Fischerprüfung 2014

Vor dem Prüfungsausschuss der unteren Fischerei-
behörde des Kreises Viersen findet am 25.11.2014 
im Forum des Kreises eine Fischerprüfung statt. An-
träge auf Zulassung zu der Prüfung sollen spätestens 
bis zum 25.10.2014 bei der Kreisverwaltung – untere 
Fischereibehörde – in 41747 Viersen, Rathausmarkt 
3, eingereicht werden.

Für die Prüfung wird eine Gebühr in Höhe von 
50,00 € erhoben. Personen, für die nach dem BGB 
ein Betreuer bestellt ist und Personen, die das drei-
zehnte Lebensjahr nicht vollendet haben, dürfen zur 
Prüfung nicht zugelassen werden. Den Teilnehmern 
wird nach Anmeldung der genaue Prüfungstermin 
rechtzeitig mitgeteilt.

Viersen, den 03.07.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
als untere Fischereibehörde

Im Auftrag
Eicher

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 800

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Bekanntmachung
der Gemeinde Grefrath
Über die Ersatzbestimmung für einen Vertreter 
des neuen Rates der Gemeinde Grefrath

Herr Gordon Dregger, FDP-Fraktion, hat sein Man-
dat als Mitglied des Rates der Gemeinde Grefrath 
mit Erklärung vom 30.05.2014, hier eingegangen am 
02.06.2014, nicht angenommen.

Als Nachfolger ist

Herr Olaf Bayer, 
Nordstraße 10, 47929 Grefrath,

lt. Annahmeerklärung vom 03.06.2014 gemäß § 45 
des Kommunalwahlgesetzes aufgrund der Reser-
veliste der FDP-Fraktion zur Kommunalwahl vom 
25.05.2014 Ratsherr des Rates der Gemeinde Gre-
frath geworden.

Gegen diese Feststellung kann binnen eines Monats 
nach Bekanntgabe bei dem unterzeichneten Wahllei-
ter Einspruch eingelegt werden.

Grefrath, den 11. Juli 2014
Gemeinde Grefrath
Der Bürgermeister

als Wahlleiter
Dr. Räppel

stellv. Wahlleiter

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 800

Bekanntmachung
der Gemeinde Grefrath
2. Änderung zur Zuständigkeitsordnung der Ge-
meinde Grefrath vom 16.06.2008

Aufgrund des § 7 Abs. 3 in Verbindung mit § 41 Abs. 
1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW. S. 666 ff), in der zurzeit gültigen Fassung, hat 
der Rat der Gemeinde Grefrath in seiner Sitzung am 
30.06.2014 folgende 2. Änderung zur Zuständigkeits-
ordnung der Gemeinde Grefrath beschlossen:

Artikel I

Die Zuständigkeitsordnung der Gemeinde Grefrath 
vom 16.06.2008 wird wie folgt geändert:

1.  Die §§ 7 und 8 (Bauausschuss, Planungs- und 
Umweltausschuss) werden zu einem neuen § 7 
zusammen gefasst, der folgende neue Fassung 
erhält:
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Bekanntmachung
der Gemeinde Grefrath

§ 7 
Bau-, Planungs- und Umweltausschuss

(1) Der Bau-, Planungs- und Umweltausschuss 
entscheidet über folgende Aufgabenberei-
che der Gemeindeverwaltung abschließend, 
soweit nicht die gesetzlichen Vorschriften 
eine andere Regelung treffen, der Rat sich 
die Zuständigkeit vorbehalten hat oder die-
se Zuständigkeitsordnung eine abweichende 
Regelung vorsieht:

        Aufgabengruppe: 
         

51 Jugend (Planung, Bau und Unterhal-
tung von Kinderspielplätzen)

60 Bauverwaltung

61 Planung

   61.2 Verkehrsplanung

62 Vermessung und Kataster

63 Bauordnung

64 Wohnungsförderung 

65 Hochbau

   65.2 Denkmalschutz

66 Tiefbau (auch Abwasserbeseitigung

67 Grünflächen

70 Abfallbeseitigung

   70.2 Altlasten

71 Straßenreinigung

75 Bauhof

82 Forsten

(2) Der Bau-, Planungs- und Umweltausschuss 
entscheidet über Auftragsvergaben in seinem 
Aufgabenbereich im Rahmen der Haushalts-
satzung, soweit nicht der/die Bürgermeister/in 
zuständig ist. 

Artikel II

§ 5 Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel III

§ 8 wird gestrichen. Die bisherigen §§ 9 – 13 werden 
die §§ 8 – 12.

Artikel IV

Diese Änderung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft.            

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 2. Änderung zur Zuständigkeitsord-
nung der Gemeinde Grefrath vom 16.06.2008 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustan-
dekommen der Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss der Satzung 
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Grefrath, den 30.06.2014
Der Bürgermeister

Lommetz

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 800

Haushaltssatzung der Gemeinde Grefrath für das 
Haushaltsjahr 2014

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), 
in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Ge-
meinde Grefrath mit Beschluss vom 19.05.2014 fol-
gende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der 
die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde vor-
aussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden 
Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen 
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und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird festge-
setzt

im Ergebnisplan mit

dem Gesamtbetrag der Erträge auf       23.034.627 €

   davon ordentliche Erträge                  22.800.527 €
   davon Finanzerträge                               234.100 €

dem Gesamtbetrag 
der Aufwendungen auf                          26.589.790 €

davon ordentliche Aufwendungen         25.862.610 €  
davon Zinsen und 
sonstige Finanzaufwendungen                   727.180 €

im Finanzplan mit 

dem Gesamtbetrag 
der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf          21.568.023 €  

dem Gesamtbetrag 
der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit auf          23.600.462 €   

dem Gesamtbetrag 
der Einzahlungen aus 
der Investitions- u. 
Finanzierungstätigkeit auf                            679.300 €  

dem Gesamtbetrag 
der Auszahlungen aus 
der Investitions- 
u. Finanzierungstätigkeit auf                     1.107.336 €.        

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für 
Investitionen erforderlich ist, wird auf  628.036 €  fest-
gesetzt.                                                                   

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigun-
gen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 2.324.500 
€ festgesetzt. Der Betrag setzt sich wie folgt zusam-
men:

Verpflichtungsermächtigung 2014     auf 1.013.500 €,
Verpflichtungsermächtigung 2015     auf 1.124.000 €,
Verpflichtungsermächtigung 2016    auf    187.000 €.

§ 4

Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Aus-
gleich des Ergebnisplans wird auf 3.555.163 € festge-
setzt.   

§ 5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung in Anspruch genommen werden dürfen,  wurde 
durch Ratsbeschluss vom 26.03.2014 auf 12.000.000 
€ festgesetzt.       
 

§ 6

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2014 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer
                                                                                                               
1.1   für die land- und forstwirtschaftlichen .
        Betriebe (Grundsteuer A) auf                   255 v.H.           
1.2   für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 420 v.H.         

2.     Gewerbesteuer auf                     430 v.H.      

§ 7

Nach dem Haushaltssicherungskonzept 2014 - 2024 
ist innerhalb des zehnjährigen Konsolidierungszeit-
raums der Haushaltsausgleich im Jahr 2024 wieder 
hergestellt. Die dafür im Haushaltssicherungskonzept 
enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der 
Ausführung des Haushaltsplanes umzusetzen.

§ 8

Zur flexiblen Haushaltsführung wird Folgendes be-
stimmt: 

Der Haushalt der Gemeinde Grefrath ist produktorien-
tiert gegliedert. In einer separaten Darstellung sind die 
Produkte nach Verantwortungsbereichen (Ämter) zu 
Budgets zusammengefasst. 
In den gebildeten Budgets sind die Gesamtsummen 
der Erträge und Aufwendungen bzw. der Einzahlun-
gen und Auszahlungen der einzelnen Produkte für die 
Haushaltsführung verbindlich. Analog gilt dieses für In-
vestitionsein- bzw. -auszahlungen mit Ausnahme der 
zweckgebundenen Ein- und Auszahlungen. 
Alle Erträge und Aufwendungen bzw. Ein- und Auszah-
lungen innerhalb eines Budgets sind gegenseitig dek-
kungsfähig. Zur gegenseitigen Deckung dürfen nicht 
herangezogen werden: 
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- nicht zahlungswirksame Aufwendungen und Er-
träge (z.B. Abschreibungen / interne Leistungs-
verrechnung)

- Aufwendungen für geringwertige Vermögens-
gegenstände

- Zweckgebundene Erträge / Aufwendungen bzw. 
Ein- / Auszahlungen

- Aufwendungen und Erträge bzw. Aus- und Ein-
zahlungen für Personal- und Versorgungsauf-
wendungen

- Aufwendungen und Erträge bzw. Aus- und Ein-
zahlungen für das Produktübergreifende Bud-
get Geschäftsaufwendungen.

Die Bewirtschaftung der Budgets darf nicht zu einer 
Minderung des Saldos aus laufender Verwaltungstä-
tigkeit führen. Budgetübergreifend sind alle Perso-
nal- und Versorgungsaufwendungen/-auszahlungen 
gegenseitig deckungsfähig. 

§ 9

Die im Stellenplan mit dem Vermerk „ku“ (künftig 
umzuwandeln) versehenen Stellen sind nach dem 
Ausscheiden der jetzigen Stelleninhaber(innen) um-
zuwandeln; die mit einem Vermerk „kw“ (künftig weg-
fallend) versehenen Stellen fallen bei Eintritt der Vor-
aussetzungen weg.
       
Grefrath, 21.05.2014 

gez.
Lommetz

Bürgermeister
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen 
für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren An-
lagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Viersen 
mit Schreiben vom 23.05.2014 angezeigt worden. Mit 
Schreiben vom 09.07.2014 hat der Landrat die Haus-
haltssatzung zur Kenntnis genommen und das Haus-
haltssicherungskonzept 2014 - 2024 genehmigt.

Die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und seinen 
Anlagen werden ab sofort bis zum Ende der Ausle-
gung des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 
2014 gem. § 80 Abs. 6 GO NRW zur Einsichtnah-
me im Rathaus Grefrath, Zimmer 20, Rathausplatz 3, 
47929 Grefrath innerhalb der folgenden Zeiten ver-
fügbar gehalten:

montags - freitags    8.30 Uhr - 12.30 Uhr
und

montags   14.30 Uhr - 17.00 Uhr

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt,

b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden,

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt worden und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift  und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Grefrath, den 16.07.2024 
Gemeinde Grefrath
Der Bürgermeister                                                                                   

gez. Lommetz

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 801

Bekanntmachung
der Stadt Kempen
über die Widmung der Verkehrsflächen am Klosterhof 
in der Stadt Kempen gemäß § 6 Absatz 1 des 
Straßen- und Wegegesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW) vom 23. September 1995 
(GV. NRW. S. 1028) in der zurzeit geltenden Fassung

Bei den Verkehrsflächen handelt es sich um eine 
Gemeindestraße im Sinne § 3 Absatz 4 Nr. 2 StrWG 
NRW.

Für die Verkehrsfläche an der östlichen Seite des 
Klosterhofes wird der Gemeingebrauch auf den 
Fußgänger- und Fahrradverkehr beschränkt.

Für die Verkehrsfläche an der nördlichen Seite 
des Klosterhofes wird der Gemeingebrauch auf 
den Fußgänger- und Fahrradverkehr sowie den 
Lieferverkehr für die Zeit von 6 -11 Uhr, 13 - 15 Uhr 
und 19 - 20 Uhr beschränkt.

Für die Verkehrsfläche an der westlichen Seite des 
Klosterhofes wird der Gemeingebrauch auf den 
Fußgänger- und Fahrradverkehr, den Lieferverkehr 
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für die Zeit von 6 - 11 Uhr, 13 - 15 Uhr und 19 - 20 
Uhr sowie den Anliegerverkehr zum Garagenhof be-
schränkt.

Ein Plan, der die gewidmeten Flächen mit ihrer je-
weiligen Zweckbestimmung ausweist, kann wäh-
rend der Dienststunden beim Tiefbauamt - Abteilung 
Tiefbauverwaltung, Zimmer 211 - der Stadt Kempen, 
Rathaus, Buttermarkt 1, 47906 Kempen eingese-
hen werden.

Die Widmungsverfügung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den. Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift 
beim Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39 in 
40213 Düsseldorf, einzureichen.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und 
den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen 
– ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 
548) in der jeweils geltenden Fassung eingereicht 
werden. Das elektronische Dokument muss mit ei-
ner qualifizierten Signatur nach § 2 Nummer 3 des 
Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876) 
in der jeweils geltenden Fassung versehen sein und 
an die elektronische Poststelle des Gerichts übermit-
telt werden.

Die Klage ist gegen die Stadt Kempen, Buttermarkt 1 
in 47906 Kempen zu richten. Wird die Klage schrift-
lich eingereicht, so sollen ihr 2 Abschriften beigefügt 
werden.

Falls die Frist von einem Monat durch das Verschulden 
eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so 
würde dessen Verschulden dem Vollmachtgeber zu-
gerechnet werden.

Kempen, den 02.07.2014
Stadt Kempen

Der Bürgermeister
In Vertretung:

gez.
Kahl

Techn. Beigeordneter

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 803

Bekanntmachung
der Stadt Kempen
Die an Herrn Justo Medrano Cuadro, geb. 03.06.1965 
gerichtete Übergangsmitteilung nach § 7 des Un-
terhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 10.07.2014 
kann nicht zugestellt werden, da der Aufenthalt nicht 
ermittelt werden kann. Die Übergangsmitteilung kann 
bei der Stadt Kempen - Jugendamt -, Antoniusstr. 24, 
im Raum Nr. 27 (Nebengebäude), 47906 Kempen, 
eingesehen werden. Sie gilt zwei Wochen nach der 
Veröffentlichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als 
zugestellt. 

Kempen, den 10.07.2014
Der Bürgermeister

Im Auftrag:
(Konnen)

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 804

Bekanntmachung
der Gemeinde Niederkrüchten
über die Genehmigung des Flächennutzungsplanes, 
56. Änderung „Lebensmittelmarkt Hochstraße“, ge-
mäß § 6 Abs. 5 des Baugesetzbuches (BauGB) in 
Verbindung mit § 215 Abs. 2 BauGB

Der Rat der Gemeinde Niederkrüchten hat am 08. 
April 2014 den Flächennutzungsplan, 56. Änderung, 
festgestellt.

Der Geltungsbereich dieser Flächennutzungsplanän-
derung ist aus dem nachstehend abgedruckten Kar-
tenausschnitt ersichtlich.

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat diese Flächen-
nutzungsplanänderung durch nachstehende Verfü-
gung vom 01. Juli 2014, Az.: 35.02.01.01-24Nie-056-
1007 genehmigt:

„Genehmigung gemäß § 6 BauGB
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 
23.09.2004 in der am heutigen Tag geltenden Fas-
sung genehmige ich die vom Rat der Gemeinde 
Niederkrüchten am 08.04.2014 beschlossene 56. 
Änderung des Flächennutzungsplanes „Lebensmit-
telmarkt Hochstraße“.

Im Auftrag
Gez.: Zmarsly

Die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes mit 
Begründung einschließlich Umweltbericht und zu-
sammenfassender Erklärung liegt ab sofort beim 
Fachbereich II Planen, Bauen, Umwelt der Gemein-
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de Niederkrüchten, Rathaus Elmpt, Laurentiusstraße 
19, Zimmer 2, während der Dienststunden zu jeder-
manns Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt des 
Planes, die Begründung, den Umweltbericht und die 
zusammenfassende Erklärung wird auf Verlangen 
Auskunft erteilt. 

Bekanntmachungsanordnung

Die Genehmigung der Bezirksregierung Düsseldorf 
vom 01.07.2014, Az.: 35.02.01.01-24Nie-056-1007 
der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes, Ort 
und Zeit der Auslegung sowie die aufgrund des Bau-
gesetzbuches (BauGB) und der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) erfor-
derlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

Hinweise:

1) Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB 
wird hingewiesen. 

  Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit der Flä-
chennutzungsplanänderung sind:

  1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3   
 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

   bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif 
 ten,

  2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 
   Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der  

 Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
   ungsplans und des Flächennutzungs- 

     plans und
      3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche  

 Mängel des Abwägungsvorgangs,

   wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
   Bekanntmachung des Flächennutzungs- 

  planes schriftlich gegenüber der Gemeinde   
 Niederkrüchten geltend gemacht worden 

   sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
   gründen soll, ist darzulegen.     

2)  Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung beim Zustandekommen dieser 
Flächennutzungsplanänderung nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

 a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
 b) diese Flächennutzungsplanänderung ist nicht 
   ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

   worden,
 c) der Bürgermeister hat den Feststellungsbe-
   schluss vorher beanstandet, 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
    über der Gemeinde Niederkrüchten vorher
   gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
   schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
   die den Mangel ergibt. 

Mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtsblattes, 
in dem diese Bekanntmachung erfolgt, wird diese 
Flächennutzungsplanänderung wirksam. 

Niederkrüchten, den 09. Juli 2014
Gez. Winzen

Bürgermeister
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Abl. Krs. Vie. 2014, S. 804

Bekanntmachung
der Gemeinde Niederkrüchten
des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan 
Nie-118 „Lebensmittelmarkt Hochstraße“

Der Rat der Gemeinde Niederkrüchten hat am 08. 
April 2014

gemäß § 10 Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 
(BGBl. I S. 1548) i. V. m. § 7 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 
(GV. NRW. S. 878), den Bebauungsplan Nie-118 
„Lebensmittelmarkt Hochstraße“ als Satzung be-
schlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus 
dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt 
ersichtlich.

Der Bebauungsplan Nie-118 „Lebensmittelmarkt 
Hochstraße“ liegt mit Begründung ab sofort beim 
Fachbereich II Planen, Bauen, Umwelt der Gemein-
de Niederkrüchten, Rathaus Elmpt, Laurentiusstraße 
19, Zimmer 2, während der Dienststunden zu jeder-

manns Einsicht öffentlich aus. Über den Inhalt des 
Planes und die Begründung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.  

Bekanntmachungsanordnung

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nie-
118 „Lebensmittelmarkt Hochstraße“ vom 08. April 
2014, Ort und Zeit der Auslegung sowie die aufgrund 
des Baugesetzbuches (BauGB) und der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) erforderlichen Hinweise werden hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 

Hinweise

A) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 und Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach 
kann der Entschädigungsberechtigte Entschä-
digung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 
42 BauGB bezeichneten Vermögensnachtei-
le eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Ent-
schädigungsanspruch erlischt, wenn nicht in-
nerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 
1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
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eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs 
herbeigeführt wird. 

B) Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB 
wird hingewiesen. 

 Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit des 
Bebauungsplanes sind: 

 1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans 
und 

 3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Niederkrüchten 
geltend gemacht worden sind. Der Sachver-
halt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 

C) Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung beim Zustandekommen 
des Bebauungsplans nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt   
 oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-  
 ren wurde nicht durchgeführt,

 b) der Bebauungsplan ist nicht ordnungsge-
  mäß öffentlich bekannt gemacht worden,
 c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-  

 schluss vorher beanstandet oder
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-
  genüber der Gemeinde Niederkrüchten vor-
  her gerügt und dabei die verletzte Rechts-
  vorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
  den, die den Mangel ergibt. 

Mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtsblattes, 
in dem diese Bekanntmachung erfolgt, wird dieser 
Bebauungsplan rechtsverbindlich. 

Niederkrüchten, den 09. Juli 2014
Gez. Winzen

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 806
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Bekanntmachung
der Stadt Viersen
Veröffentlichung der Mitgliedschaften des Bür-
germeisters nach § 17 Korruptionsbekämpfungs-
gesetz für das Jahr 2012:

1. Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und ande-
ren Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 
1 Satz 3 Aktiengesetz:

 Aufsichtsrat der NEW Viersen GmbH,
 Aufsichtsrat NEW Kommunalholding GmbH
 Aufsichtsrat NEW AG (Gast)
 Aufsichtsrat Wirtschaftsförderungsgesellschaft 

für den Kreis Viersen
 Verwaltungsbeirat Gemeinnützige Wohnungsge-

sellschaft für den Kreis Viersen AG
 Aufsichtsrat Viersener Aktienbaugesellschaft
 Aufsichtsrat Bauverein Dülken (bis 30.09.2012)
 Stellv. Vorsitzender Regionalbeirat NEW AG

2. Mitgliedschaften in Organen von verselbst-
ständigten Aufgabenbereichen in öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher Form der in 
§ 1 Abs. 1 und 2 des Landesorganisationsge-
setzes genannten Behörden und Einrichtun-
gen:

 Regionalbeirat der Sparkasse Krefeld
 Beirat Grundstücks-Marketing-Gesellschaft
 Vorstandsvorsitzender der Viersener Wohlfahrts-

stiftung – Kinderkrankenhaus St. Nikolaus
 Verwaltungsrat Allgemeines Krankenhaus als 
 Vorsitzender der Viersener Wohlfahrtsstiftung
 Mitglied des Vorstandes der Stiftung Allgemeines 

Krankenhaus Viersen
 Mitglied des Verbandsrates des Niersverbandes 

Viersen, den 10.07.2014
gez.

T h ö n n e s s e n
 Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 808

Bekanntmachung
der Stadt Viersen
Satzung der Stadt Viersen über Werbeanlagen 
und Warenautomaten an Hauptverkehrsstraßen 
innerhalb der Stadt Viersen vom 07.07.2014

Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 86 
Abs. 1 Nr. 1 der Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesbauordnung – BauO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. 
NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

21.03.2013 (GV. NRW. S. 142), am 15.10.2013 fol-
gende Satzung beschlossen.

§ 1
Ziel der Satzung

Ziel dieser Satzung ist es, die Errichtung von Wer-
beanlagen und Aufstellung von Warenautomaten 
an bestimmten Straßenabschnitten innerhalb des 
Stadtgebietes Viersen so zu steuern, dass ein quali-
tätvolles Stadtbild erhalten bzw. erreicht wird.

§ 2
Örtlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieser Satzung umfasst inner-
halb des Stadtgebietes Viersen folgende Straßen 
bzw. Straßenabschnitte:

• B 7 (jetzt L 29)* - Nettetaler Straße von Klink-
hammer bis An der Weuthenmühle, Venloer 
Straße ab Bahnüberführung, Bücklersstraße bis 
Wasserstraße, Wasserstraße, Gasstraße, Vier-
sener Straße bis Bürgermeister-Voß-Allee, Dül-
kener Straße ab Aachener Weg, Freiheitsstra-
ße von der Einmündung Dülkener Straße bis 
Einmündung Alte Bruchstraße; Alte Bruchstraße, 
Krefelder Straße bis Robend,

• B 59 (jetzt L 71)* - Gladbacher Straße ab 
Ernst-Moritz-Arndt-Straße bis Einmündung 
Hohlstraße, Krefelder Straße ab Freiheitsstraße 
bis Einmündung Alte Bruchstraße,

• L 39 - Grefrather Straße ab Moersenstraße bis 
Blumenstraße, Düsseldorfer Straße ab Beck-
straße/Gehlingsweg bis Ende der Ortslage, 
Süchtelner Straße ab Anfang der Ortslage bis 
Freiheitsstraße, Willy-Brandt-Ring ab Freiheits-
straße, Körnerstraße, Lichtenberg, Hardter 
Straße bis Einmündung K 8,

• L 116 - Freiheitsstraße ab Alte Bruchstraße, Köl-
nische Straße bis Bachstraße,

• L 373 - Brüggener Straße von Nettetaler Straße 
bis Einmündung Schaager Straße,

• L 475 - Lange Straße ab Narrenmühle, Theodor-
Frings-Allee, Venloer Straße bis Bücklersstraße, 
Hindenburgstraße ab Humboldtstraße bis Tho-
masweg, Tönisvorster Straße ab Oberstraße bis 
Einmündung Hafenstraße,

• Dülkener Straße von Willy-Brandt-Ring bis Ein-
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mündung Freiheitsstraße,

• Lichtenberg von Hohlstraße bis Körnerstraße,

• Gerberstraße von Freiheitsstraße bis Kanalstra-
ße.

Beiderseits der genannten Straßen bzw. Straßen-
abschnitte wird der Geltungsbereich auf einen 20 m 
breiten Streifen, jeweils von der Grenze des Straßen-
grundstückes gerechnet, begrenzt.
Soweit sich dieser Bereich mit dem Geltungsbe-
reich einer Werbesatzung für die Innenstadt über- 
schneidet, gilt die Innenstadtsatzung. Dies gilt nicht 
für die Bereiche zwischen Rahserstraße und Rek-
toratstraße sowie zwischen Große Bruchstraße und 
Gereonstraße/Eichelnbusch

Die betroffenen Straßen oder Straßenabschnitte 
sind aus der als Bestandteil der Satzung beigefüg-
ten Karten zu ersehen.

()* = redaktionelle Ergänzung zur Klarstellung

§ 3
Sachlicher Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die Errichtung und Änderung 
von Werbeanlagen im Sinne von § 13 Abs. 1 der 
Landesbauordnung (BauO NRW) sowie für Waren-
automaten. Dabei bleiben die Vorschriften des § 13 
Abs. 6 BauO NRW unberührt.

§ 4
Allgemeine Anforderungen

(1) Werbeanlagen und Warenautomaten haben 
sich hinsichtlich der Gestaltung und der Maß-
stäblichkeit in die Architektur des Gebäudes und 
in das Ortsbild einzufügen. Hierbei sind insbe-
sondere die Fluchten bestehender Alleen zu be-
rücksichtigen. Sie müssen sich nach Größe und 
Gestaltung den Bauwerken unterordnen und 
dürfen gestalterisch wichtige Fassadengliede-
rungen nicht verdecken oder in ihrer Wirkung 
beeinträchtigen.

(2) Werbeanlagen und Warenautomaten an Bau-
denkmälern bzw. in deren unmittelbarer Umge-
bung unterliegen den speziellen Vorschriften des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG) und bedürfen 
zusätzlich einer Erlaubnis gemäß § 9 DSchG.

(3) Werbeanlagen und Warenautomaten, die ih-
rer Zweckbestimmung nicht mehr dienen, sind 

ein- schließlich aller Befestigungsteile zu ent-
fernen. Die sie tragenden Gebäudeteile sind in 
den ursprünglichen Zustand zu versetzen.

§ 5
Farbliche Gestaltung von Werbeanlagen und Wa-

renautomaten

(1) Die Verwendung sämtlicher fluoreszierender 
und reflektierender Farben, Verkehrsfarben 
sowie besonders greller Farben ist unzulässig. 
Zu den besonders grellen Farben gehören ins-
besondere folgende RAL-Nummern:
1016 (Schwefelgelb),
1018 (Zinkgelb),
1026 (Leuchtgelb)
1028 (Melonengelb),
2000 (Gelborange),
2001 (Rotorange),
2005 (Leuchtorange),
2007 (Leuchthellorange),
3024 (Leuchtrot),
3026 (Leuchthellrot),
4003 (Erikaviolett),
4005 (Blaulila),
4008 (Signalviolett),
4010 (Telemagenta)

(2) Ausnahmen von Abs. 1 können zugelassen 
werden, wenn dies mit den öffentlichen Be-
langen – insbesondere stadtgestalterische und 
städtebauliche Belange – vereinbar ist und 
wenn es sich nur um untergeordnete Teile der 
Werbeanlage handelt (max. 20 % der Fläche der 
Werbeanlage).

(3) Für den Straßenzug der B 7 beginnend ab Ein-
mündung Aachener Weg bis Einmündung Alte 
Bruchstraße und der L 116 beginnend ab Ein-
mündung Alte Bruchstraße bis Bachstraße ist 
die Verwendung der unter Absatz 1 genannten 
Farben zulässig, wenn es sich um untergeord-
nete Teile der Werbeanlage handelt (max. 20 % 
der Fläche der Werbeanlage).

§ 6
Anbringungsort von Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen sind nur an straßenseitigen Fas-
saden und dort nur bis zur Unterkante der Fen-
ster des ersten Obergeschosses, höchstens je-
doch bis zu einer Höhe von 5,0 m über Gelände 
zulässig.

(2) Werbeanlagen an Vorbauten wie Balkonen und 
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Erkern sind unzulässig.

(3) Hinweisschilder für freie Berufe wie z.B. Pra-
xen, Büros und Kanzleien sind nur am Ort der 
Leistung im Erdgeschoss zulässig. Desgleichen 
können im Einzelfall Schaukästen zugelassen 
werden.

(4) Flächig auf dem Schaufenster aufgebrachte 
Werbung im Erdgeschoss ist zulässig, sofern 
die Fläche höchstens 20% der Schaufensterflä-
che beträgt; die sich ergebende Ansichtsfläche 
wird zu 50% auf die Gesamtfläche nach § 8 Abs. 
1 angerechnet. Von dieser Regelung unberührt 
bleiben kurzfristige Sonderwerbungen wie z. B. 
Schlussverkauf oder Räumungsverkauf, die ei-
nen Zeitraum von bis zu zwei Wochen umfassen.

(5) Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 4 können 
zugelassen werden, wenn diese mit den öffent-
lichen Belangen – insbesondere stadtgestalte-
rische und städtebauliche Belange – vereinbar 
sind.

§ 7
Beleuchtung von Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen mit wechselndem Licht und Wer-
beanlagen mit ähnlicher Bauart oder Wirkung 
(hier- zu zählen Gegenlichtanlagen, Wendean-
lagen, Leitlichtanlagen, Digitalbildanlagen, Bild-
projektionen und Filmprojektionen, angestrahlte 
Werbeanlagen, deren Lichtgarbe oder Lichtin-
tensität wechselt, sowie Werbeanlagen mit be-
wegtem Licht) sind unzulässig. Bei angestrahl-
ten und selbstleuchten- den Werbeanlagen ist 
nur eine Verwendung von weißlichem oder gelb-
lichem Licht zulässig.

(2) Für den Straßenzug der B 7 beginnend ab 
Einmündung Aachener Weg bis Einmündung 
Alte Bruchstraße und der L 116 beginnend ab 
Einmündung Alte Bruchstraße bis Bachstraße 
können Ausnahmen von Absatz 1 zugelassen 
werden, wenn diese mit den öffentlichen Be-
langen – insbesondere stadtgestalterische und 
städtebauliche Belange – vereinbar sind.

§ 8
Größe von Werbeanlagen

(1) Je lfd. m Straßenfrontlänge des Gebäudes ist 
eine Ansichtsfläche der Werbeanlage von max. 
0,4 qm zulässig. Für Werbeanlagen an der Stätte 
der Leistung gilt dies separat für jedes Geschoss.

(2) Direkt auf den Baukörper gemalte oder ange-
brachte Schriften, Zeichen und Symbole sind 
über 60 % der Straßenfrontlänge, maximal je-
doch über eine Länge von 4,5 m gestattet.

(3) Bei winklig zur Gebäudefront anzubringenden 
Werbeanlagen darf die Summe der Ansichtsflä-
chen 1,00 qm und die Ausladung 1,00 m (inkl. 
Befestigung) nicht überschreiten. Je Gebäude-
front ist je angefangene 10 m lfd. Straßenfront-
länge eine solche Werbeanlage zulässig.

(4) Beschriftungen auf Markisen sind nur zulässig, 
wenn sie in der Längsrichtung angebracht sind 
und eine Schrifthöhe von 20 cm nicht überschrei-
ten. 

(5) Für den Straßenzug der B 7 beginnend ab Ein-
mündung Aachener Weg bis Einmündung Alte 
Bruchstraße und der L 116 beginnend ab Ein-
mündung Alte Bruchstraße bis Bachstraße kön-
nen Ausnahmen von Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 
Satz 1 zugelassen werden, wenn diese mit den 
öffentlichen Belangen – insbesondere stadtge-
stalterische und städtebauliche Belange – ver-
einbar sind und wenn maximal 50% der nach 
Abs. 1 zulässigen Gesamtfläche nicht überschrit-
ten werden.

§ 9
Besondere Werbeanlagen

(1) Freistehende Werbeanlagen wie z.B. Werbefah-
nen, Pylone, Stelen, Werbetafeln und Werbema-
ste sind unzulässig.

(2) Für den Straßenzug der B 7 beginnend ab Ein-
mündung Aachener Weg bis Einmündung Alte 
Bruchstraße und der L 116 beginnend ab Ein-
mündung Alte Bruchstraße bis Bachstraße gilt 
abweichend von Abs. 1:
• Werbefahnen sind zulässig, soweit ihre An-

zahl auf maximal 1 Fahne pro 10 m Straßen-
frontlänge des Grundstückes und die jeweili-
ge Größe der Fahne auf 3 m² beschränkt ist. 
Die Fahnen dürfen entweder einzeln im Ab-
stand von mindestens 10 m oder in Gruppen 
von maximal 3 Exemplaren (mit geringerem 
Abstand) aufgestellt werden.

• Pylone, Stelen, Werbetafeln und Werbema-
ste sind bis zu einer maximalen Höhe von 
7,0 m und einer Breite von 1,50 m zuläs-
sig. Ihre Anzahl wird auf eine Anlage je Nut-
zungseinheit begrenzt. Die Werbefläche darf 
4 m² je Ansichtsfläche, insgesamt 8 m² nicht 
überschreiten. Bei Tankstellen ist eine Über-
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schreitung der vorgenannten Werbefläche 
um maximal 50 % zulässig, soweit diese für 
Preisanschlagstafeln beansprucht wird. Aus-
kragungen in die öffentliche Verkehrsfläche 
sind nicht zulässig.

(3) Für die übrigen Straßenabschnitte gem. § 2 
sind die in Absatz 2 beschriebenen Anlagen 
ausnahmsweise zulässig, wenn diese mit den 
öffentlichen Belangen – insbesondere stadtge-
stalterische und städtebauliche Belange – ver-
einbar sind.

(4) Schaukästen und Anschlagtafeln dürfen eine An-
sichtsfläche von 0,50 qm nicht überschreiten.

§ 10
Wechselwerbung

(1) Anschlagflächen für Plakatwerbung größer als 
DIN A 1 sind unzulässig. Ausgenommen ist zeit-
lich begrenzte Werbung für Wahlen, kirchliche, 
kulturelle oder sportliche Veranstaltungen.

(2) Für den Straßenzug der B 7 beginnend ab 
Einmündung Aachener Weg bis Einmündung 
Alte Bruchstraße und der L 116 beginnend ab 
Einmündung Alte Bruchstraße bis Bachstraße 
gilt abweichend von Abs. 1:
Anschlagflächen für Plakatwerbung sind als 
zweidimensionale Tafeln mit einer Größe von 
maximal 2,80 m x 4,00 m oder als Litfaßsäule 
mit einer Höhe von maximal 4,00 m und einem 
Durchmesser von maximal 1,50 m zulässig. Sie 
dürfen weder selbstleuchtend noch beweglich 
sein und auch keine beweglichen Bilder verwen-
den. Innerhalb eines Straßenabschnittes muss 
der Abstand zwischen 2 Anlagen der Wechsel-
werbung mindestens 200 m betragen.

(3) Für die übrigen Straßenabschnitte gem. § 2 
sind die in Absatz 2 beschriebenen Anlagen der 
Wechselwerbung ausnahmsweise zulässig, 
wenn diese mit den öffentlichen Belangen – 
insbesondere stadtgestalterische und städtebau-
liche Belange – vereinbar sind.

§ 11
Anbringungsort und Größe von Warenautomaten

(1) Warenautomaten, die vom öffentlichen Verkehrs-
raum aus sichtbar aufgestellt oder angebracht 
wer- den, sind nur dann zulässig, wenn sie in 
einem engen sachlichen Bezug zu einem Han-
dels- oder Dienstleistungsbetrieb stehen und 
unmittelbar an oder in der Fassade des Be-

triebsgebäudes auf- gestellt bzw. angebracht 
werden. Sie müssen einen Mindestabstand von 
25 m zueinander einhalten.

(2) Das Anbringen von Warenautomaten an Türen 
und Toren ist unzulässig. Die Frontfläche eines 
Warenautomaten darf nicht größer als 1,00 qm 
sein.

(3) Für den Straßenzug der B 7 beginnend ab Ein-
mündung Aachener Weg bis Einmündung Alte 
Bruchstraße und der L 116 beginnend ab Ein-
mündung Alte Bruchstraße bis Bachstraße 
können Ausnahmen von den Absätzen 1 und 
2 zugelassen werden, wenn diese mit den öf-
fentlichen Belangen – insbesondere stadtgestal-
terische und städtebauliche Belange – vereinbar 
sind.

§ 12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 84 Abs. 1 Nr. 20 
BauO NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1. entgegen § 4 Abs. 3 Werbeanlagen und 
Warenautomaten, die ihrer Zweckbestim-
mung nicht mehr dienen, nicht entfernt,

2. entgegen § 5 Abs. 1 unzulässige Farbtöne 
verwendet,

3. entgegen § 6 Abs. 1 - 4 einen unzulässigen 
Anbringungsort am bzw. im Gebäude wählt,

4. entgegen § 7 Abs. 1 eine unzulässige Be-
leuchtung vornimmt,

5. entgegen § 8 Abs. 1 - 4 die maximale festge-
setzte Größe von Werbeanlagen überschrei-
tet,

6. entgegen § 9 Abs. 1 und 2 freistehende Wer-
beanlagen aufstellt,

7. entgegen § 9 Abs. 4 Schaukästen und An-
schlagtafeln anbringt,

8. entgegen § 10 Abs. 1 und 2 Anlagen der 
Wechselwerbung aufstellt bzw. anbringt,

9. entgegen § 11 Abs. 1 und 2 einen unzulässi-
gen Anbringungsort wählt,

10. entgegen § 11 Abs. 1 den Mindestabstand 
von Warenautomaten unterschreitet.

(2) Vorsätzlich und fahrlässig begangene Ord-
nungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße 
bis zu 50.000 € geahndet werden.
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§ 13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft.

Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung der 
Stadt Viersen über Werbeanlagen und Warenauto-
maten an Hauptverkehrsstraßen innerhalb der Stadt 
Viersen vom 04.10.2005 außer Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung:

Die vom Rat der Stadt Viersen am 15.10.2013 be-
schlossene „Satzung der Stadt Viersen über Wer-
beanlagen und Warenautomaten an Hauptverkehrs-
straßen innerhalb der Stadt Viersen“ wird hiermit 
gemäß § 7 der Gemeindeordnung in Verbindung mit 
§ 4 der Bekanntmachungsverordnung und § 16 der 
Hauptsatzung der Stadt Viersen öffentlich bekannt-
gemacht.

Hinweis:

Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nor-
drhein-Westfalen (GO) wird auf Folgendes hingewie-
sen:

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GO NRW) 
kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NRW beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Viersen, den 07.07.2014
gez.

T h ö n n e s s e n
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 808

Bekanntmachung
der Stadt Viersen
Satzung der Stadt Viersen über Werbeanlagen 
und Warenautomaten in den historischen Stadt-
kernen von Viersen-Dülken und Viersen-Süchteln 
vom 07.07.2014

Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 86 
Abs. 1 Nr. 1 der Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesbauordnung – BauO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. 
NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21.03.2013 (GV. NRW. S. 142), am 15.10.2013 fol-

gende Satzung beschlossen.
§ 1

Ziel der Satzung

Ziel dieser Satzung ist es, die Errichtung von Wer-
beanlagen und Aufstellung von Warenautomaten in 
den Stadtkernen Dülkens und Süchtelns so zu steu-
ern, dass unter Berücksichtigung des Ortsbildes der 
Innenstädte mit ihren historischen Straßenzügen, 
Plätzen und wertvollen Baudenkmälern ein quali-
tätvolles Stadtbild erhalten bzw. erreicht wird.

§ 2
Örtlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieser Satzung umfasst im 
Wesentlichen die historischen Stadtkerne Dülkens 
und Süchtelns einschließlich der sie umgebenden 
Straßen. Hierzu gehören in Dülken Nordgraben, Am 
Neu- markt, Ostgraben, Theodor-Frings-Allee und 
Westgraben und in Süchteln Ostring und Westring. 
Dar- über hinaus werden Teilstücke der Hindenburg-
straße, der Tönisvorster Straße, der Düsseldorfer 
Straße und der Hochstraße in den Geltungsbereich 
einbezogen. Die Bereiche sind in den als Bestandteil 
dieser Satzung beigefügten Karten gekennzeichnet.

§ 3
Sachlicher Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die Errichtung und Änderung 
von Werbeanlagen im Sinne von § 13 Abs. 1 der 
Landesbauordnung (BauO NRW) sowie für Waren-
automaten. Dabei bleiben die Vorschriften des § 13 
Abs. 6 BauO NRW unberührt.

§ 4
Allgemeine Anforderungen

(1) Werbeanlagen und Warenautomaten haben 
sich hinsichtlich der Gestaltung und der Maß-
stäblichkeit in die Architektur des Gebäudes und 
in das Ortsbild einzufügen. Sie müssen sich 
nach Größe und Gestaltung den Bauwerken un-
terordnen und dürfen gestalterisch wichtige Fas-
sadengliederungen nicht verdecken oder in ihrer 
Wirkung beeinträchtigen.

(2) Werbeanlagen und Warenautomaten an Bau-
denkmälern bzw. in deren unmittelbarer Umge-
bung sowie im Geltungsbereich der Denkmalbe-
reichssatzung „Innenstadt Süchteln“ unterliegen 
den speziellen Vorschriften des Denkmalschutz-
gesetzes (DSchG) und bedürfen zusätzlich ei-
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ner Erlaubnis gemäß § 9 DSchG.

(3) Werbeanlagen und Warenautomaten, die ih-
rer Zweckbestimmung nicht mehr dienen, sind 
einschließlich aller Befestigungsteile zu entfer-
nen. Die sie tragenden Gebäudeteile sind in 
den ursprünglichen Zustand zu versetzen.

§ 5
Farbliche Gestaltung von Werbeanlagen und 

Warenautomaten

(1) Die Verwendung sämtlicher fluoreszierender 
und reflektierender Farben, Verkehrsfarben 
sowie besonders greller Farben ist unzulässig. 
Zu den besonders grellen Farben gehören ins-
besondere folgende RAL-Nummern:
1016 (Schwefelgelb),
1018 (Zinkgelb),
1026 (Leuchtgelb)
1028 (Melonengelb),
2000 (Gelborange),
2001 (Rotorange),
2005 (Leuchtorange),
2007 (Leuchthellorange),
3024 (Leuchtrot),
3026 (Leuchthellrot),
4003 (Erikaviolett),
4005 (Blaulila),
4008 (Signalviolett),
4010 (Telemagenta)

(2) Ausnahmen von Abs. 1 können zugelassen 
werden, wenn dies mit den öffentlichen Be-
langen – insbesondere stadtgestalterische und 
städtebauliche Belange – vereinbar ist und 
wenn es sich nur um untergeordnete Teile der 
Werbeanlage handelt (max. 20% der Fläche der 
Werbeanlage).

(3) Für die Straßenabschnitte Hochstraße zwi-
schen Ostring und Blumenstraße, Tönisvors-
ter Straße zwischen Ostring und Oberstraße, 
Düsseldorfer Straße zwischen Westring/Ostring 
und Gehlingsweg sowie Hindenburgstraße zwi-
schen Westring und Thomasweg ist die Ver-
wendung der unter Satz 1 genannten Farben 
zulässig, wenn es sich um untergeordnete Teile 
der Werbeanlage handelt (max. 20 % der Fläche 
der Werbeanlage).

§ 6
Anbringungsort von Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen sind nur an straßenseitigen Fas-
saden und dort nur bis zur Unterkante der Fen-

ster des ersten Obergeschosses, höchstens je-
doch bis zu einer Höhe von 5,0 m über Gelände 
zulässig.

(2) Werbeanlagen an Vorbauten wie Balkonen und 
Erkern sind unzulässig.

(3) Hinweisschilder für freie Berufe wie z.B. Pra-
xen, Büros und Kanzleien sind nur am Ort der 
Leistung im Erdgeschoss zulässig. Desgleichen 
können im Einzelfall Schaukästen zugelassen 
werden.

(4) Flächig auf dem Schaufenster aufgebrachte 
Werbung im Erdgeschoss ist zulässig, sofern 
die Fläche höchstens 20% der Schaufensterflä-
che beträgt; die sich ergebende Ansichtsfläche 
wird zu 50% auf die Gesamtfläche nach § 8 Abs. 
1 angerechnet. Von dieser Regelung unberührt 
bleiben kurzfristige Sonderwerbungen wie z. B. 
Schlussverkauf oder Räumungsverkauf, die ei-
nen Zeitraum von bis zu zwei Wochen umfassen.

(5)  Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 4 kön-
nen zugelassen werden, wenn diese mit den 
öffentlichen Belangen – insbesondere stadtge-
stalterische und städtebauliche Belange – ver-
einbar sind.

§ 7
Beleuchtung von Werbeanlagen

(1) Für die Straßenabschnitte Hochstraße zwi-
schen Ostring und Blumenstraße, Tönisvorster 
Straße zwischen Ostring und Oberstraße, Düs-
seldorfer Straße zwischen Westring/Ostring und 
Gehlingsweg sowie Hindenburgstraße zwischen 
Westring und Thomasweg sind Werbeanlagen 
mit speziellen Lichteffekten wie Gegenlichtanla-
gen, Wendeanlagen, Leitlichtanlagen, Digitalbil-
danlagen, Bildprojektionen und Filmprojektionen, 
angestrahlte Werbeanlagen, deren Lichtfarbe 
oder Lichtintensität wechselt, sowie Werbeanla-
gen mit bewegtem Licht unzulässig. Bei ange-
strahlten und selbstleuchtenden Werbeanlagen 
ist nur eine Verwendung von weißlichem oder 
gelblichem Licht zulässig.

(2) Im übrigen Geltungsbereich der Satzung sind 
ausschließlich angestrahlte, nicht selbstleuch-
tende Werbeanlagen mit gleichbleibender 
Lichtfarbe (weißliches oder gelbliches Licht) 
und gleichbleibender Lichtintensität zulässig. 
Ausgenommen hiervon sind selbstleuchtende 
Schriftzüge (Neon- röhren) sowie hinterleuchtete 
Einzelbuchstaben.
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§ 8
Größe von Werbeanlagen

(1) Schriftzüge dürfen eine Höhe von 40 cm nicht 
überschreiten. Ober- und Unterlängen der Ein-
zelbuchstaben bleiben hierbei unberücksichtigt. 
In die Schriftzüge dürfen Warenzeichen einbe-
zogen werden. Je lfd. m Straßenfrontlänge des 
Gebäudes ist eine Ansichtsfläche der Werbean-
lage von max. 0,4 qm zulässig. Für Werbeanla-
gen an der Stätte der Leistung gilt dies separat 
für jedes Geschoss.

(2) Direkt auf den Baukörper gemalte oder ange-
brachte Schriften, Zeichen und Symbole sind 
über 60 % der Straßenfrontlänge, maximal je-
doch über eine Länge von 4,5 m gestattet.

(3) Bei winklig zur Gebäudefront anzubringenden 
Werbeanlagen darf die Summe der Ansichtsflä-
chen 0,50 qm und die Ausladung 0,80 m (inkl. 
Befestigung) nicht überschreiten. Je Gebäude-
front ist je angefangene 10 m lfd. Straßenfront-
länge eine solche Werbeanlage zulässig.

(4) Beschriftungen auf Markisen sind nur zuläs-
sig, wenn sie in der Längsrichtung angebracht 
sind und eine Schrifthöhe von 20 cm nicht 
überschreiten.

(5) Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 4 kön-
nen zugelassen werden, wenn dies mit den 
öffentlichen Belangen – insbesondere stadtge-
stalterische und städtebauliche Belange – ver-
einbar ist und wenn maximal 50% der nach Abs. 
1 zulässigen Gesamtfläche nicht überschritten 
werden.

§ 9
Besondere Werbeanlagen

(1) Freistehende Werbeanlagen wie z.B. Pylone, 
Stelen, Werbetafeln und Werbemaste sind unzu-
lässig.

(2) Werbefahnen - mit Ausnahme von zeitlich be-
grenzten Veranstaltungen (wie insbesondere 
Räumungs- und Schlussverkäufe) an der Stätte 
der Leistung für die Dauer der Veranstaltung - 
sind unzulässig.

(3) Schaukästen und Anschlagtafeln sind nur aus-
nahmsweise zulässig und dürfen eine Ansichts-
fläche von 0,35 qm nicht überschreiten.

§ 10
Wechselwerbung

(1) Anschlagflächen für Plakatwerbung größer als 
DIN A 2 sind unzulässig.

(2) In den Straßenabschnitten Hochstraße zwi-
schen Ostring und Blumenstraße, Tönisvorster 
Straße zwischen Ostring und Oberstraße, Düs-
seldorfer Straße zwischen Westring/Ostring und 
Gehlingsweg sowie Hindenburgstraße zwischen 
Westring und Thomasweg sind abweichend von 
Absatz 1 Anschlagflächen für Plakatwerbung bis 
zu einer Größe von DIN A 1 zulässig.

(3) Von den Bestimmungen gemäß Abs. 1 und 2 
ist die zeitlich begrenzte Werbung für Wahlen, 
kirchliche, kulturelle oder sportliche Veranstaltun-
gen ausgenommen.

§ 11
Anbringungsort und Größe von Warenautomaten

(1) Warenautomaten, die vom öffentlichen Ver-
kehrsraum aus sichtbar aufgestellt oder an-
gebracht werden, sind nur dann zulässig, wenn 
sie in einem engen sachlichen Bezug zu ei-
nem Handels- oder Dienstleistungsbetrieb ste-
hen und unmittelbar an oder in der Fassade des 
Betriebsgebäudes aufgestellt bzw. angebracht 
werden. Sie müssen einen Mindestabstand von 
25 m zueinander ein- halten.

(2) Das Anbringen von Warenautomaten an Türen 
und Toren ist unzulässig. Ein Warenautomat 
soll nicht größer als 0,80 qm sein.

§ 12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 84 Abs. 1 Nr. 20 
BauO NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1. entgegen § 4 Abs. 3 Werbeanlagen und Wa-
renautomaten, die ihrer Zweckbestimmung 
nicht mehr dienen, nicht entfernt,

1. entgegen § 5 Abs. 1 unzulässige Farbtöne 
verwendet,

2. entgegen § 6 Abs. 1 - 4 einen unzulässigen 
Anbringungsort am bzw. im Gebäude wählt,

3. entgegen § 7 Abs. 1 und 2 eine unzulässige 
Beleuchtung vornimmt,

4. entgegen § 8 Abs. 1 - 4 die maxima-
le festgesetzte Größe von Werbeanlagen 
überschreitet,
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5. entgegen § 9 Abs. 1 freistehende Werbean-
lagen wie z.B. Pylone, Stelen, Werbetafeln 
oder Werbemaste anbringt,

6. entgegen § 9 Abs. 2 Werbefahnen anbringen
7. entgegen § 9 Abs. 3 Schaukästen und An-

schlagtafeln anbringt,
8. entgegen § 10 Abs. 1 Anschlagflächen für 

Plakatwerbung größer als DIN A 2 errichtet 
bzw. an- bringt,

9. entgegen § 10 Abs. 2 Anschlagflächen für 
Plakatwerbung größer als DIN A 1 errichtet 
bzw. an- bringt,

10. entgegen § 11 Abs. 1 den Mindestabstand 
von Warenautomaten unterschreitet,

11. entgegen § 11 Abs. 2 einen unzulässigen An-
bringungsort für Warenautomaten wählt.

(2)   Vorsätzlich und fahrlässig begangene Ord-
      nungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße         
    bis zu 50.000 € geahndet werden.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft.

Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung der 
Stadt Viersen über Werbeanlagen und Warenauto-
maten in den historischen Stadtkernen von Viersen-
Dülken und Viersen-Süchteln vom 04.10.2005 außer 
Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung:

Die vom Rat der Stadt Viersen am 15.10.2013 be-
schlossene „Satzung der Stadt Viersen über Werbe-
anlagen und Warenautomaten in den historischen 
Stadtkernen von Viersen-Dülken und Viersen-Süch-
teln“ wird hiermit gemäß § 7 der Gemeindeordnung 
in Verbindung mit § 4 der Bekanntmachungsverord-
nung und § 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen 
öffentlich bekanntgemacht.

Hinweis:

Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) wird auf Folgendes hinge-
wiesen:

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GO NRW) 
kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NRW beim Zustandekommen die-

ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Viersen, den 07.07.2014
gez.

T h ö n n e s s e n
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 816
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Bekanntmachung
de Schwalmtalwerke AöR



822



823



824



825



826



827



828



829



830



831



832



833



834



835



836



837



838
Abl. Krs. Vie. 2014, S. 821



839

Einwohner am 31. Mai 2014   
   
(Eigene Fortschreibung der Angaben des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik NW vom 30. Juni 
2013)   
   
    insgesamt männlich weiblich
   
Gemeinde Brüggen    15.840     7.786     8.054
Gemeinde Grefrath    15.294     7.486     7.808
Stadt Kempen     35.478     17.197   18.281
Stadt Nettetal     42.158     20.665   21.493
Gemeinde Niederkrüchten   15.418     7.648     7.770
Gemeinde Schwalmtal   18.741     9.136     9.605
Stadt Tönisvorst    29.291   14.234   15.057
Stadt Viersen     75.303   36.476   38.827
Stadt Willich     51.833   25.536   26.297
   
Kreis Viersen   299.356 146.164 153.192
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